
Die rechtliche Grundlage für eine derartige Staffelung 
der Bezahlung von Arbeitseinheiten gibt m. E. Ziff. 12 
der Musterbetriebsordnung für Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften vom 19. Dezember 1952 
(GBl. S. 1389).

Ganz besonders sind solche Gepflogenheiten zu ver­
urteilen, wie sie in der LPG „Thomas Münzer“, Ais­
leben (Kreis Bernburg), bestanden. Obwohl einige Ge­
nossenschaftsbauern den Mindestsatz der festgelegten 
jährlichen Arbeitseinheiten nicht leisteten, konnten sie 
von der Genossenschaft in jeder beliebigen Menge Ge­
treide kaufen. Damit förderte die Genossenschaft die 
Arbeitsbummelei und das Spekulantentum.

Im übrigen sollte auch von der Möglichkeit, Ver­
warnungen zu erteilen und Rügen auszusprechen, viel 
mehr Gebrauch gemacht werden. Im Kreise Bernburg 
habe ich es noch nicht erlebt, daß ein Vorstand der 
LPG einem Mitglied eine Verwarnung wegen schlechter 
Arbeitsdisziplin erteilt oder die Mitgliederversammlung 
eine Rüge ausgesprochen hätte. Auch sind bei Beschädi­
gung von genossenschaftlichem Vermögen — soweit 
eine strafrechtliche Verfolgung nicht in Frage kam — 
die Schuldigen nicht schadensersatzpflichtig gemacht 
worden. Das aber sind Maßnahmen, die auf die Ar­
beitsdisziplin und die Bewußtseinsbildung einwirken 
können. Deshalb sollte der Staatsanwalt durch Hin­
weise dazu beitragen, daß von diesen Maßnahmen in 
geeigneten Fällen Gebrauch gemacht wird.

Daß den besten Brigademitgliedern auf der Mitglieder­
versammlung vom Vorstand der Genossenschaft der 
Dank für gute Arbeitsleistung ausgesprochen wurde, 
ist schon des öfteren vorgekommen. Selten aber sind 
diese Brigademitglieder mit Geld oder Naturalien prä­
miiert worden. Auch von dieser Möglichkeit muß die 
LPG mehr als bisher Gebrauch machen. Wesentlich 
für die Förderung der Arbeitsdisziplin scheint mir da­
bei zu sein, daß die Prämie für die einzelnen Mit­
glieder gleich in Form der Übererfüllung von Arbeits­
einheiten festgelegt wird. Hat z. B. eine LPG bei einer 
Mindestleistung von jährlich 150 Arbeitseinheiten die 
Bezahlung der Einheit mit 9 DM beschlossen, dann soll 
sie gleichzeitig beschließen, daß jede weitere Arbeits­
einheit bis 200 Einheiten mit 10 DM, von 201 bis 250 
mit 11 DM, von 251 bis 300 mit 12 DM und alle Arbeits­
einheiten, die die Zahl von 300 übersteigen, mit 13 DM 
bezahlt werden. Diese Staffelung der Bezahlung ent­
spricht dem Leistungsprinzip und ist geeignet, die LPG 
vorwärts zu bringen. Bei einer solchen Staffelung wird 
dann auch die Leistungsliste, die npch Ziff. 29 des 
Musterstatuts der LPG Typ III vom Vorstand der 
Genossenschaft monatlich aufzustellen ist und die die 
geleisteten Arbeitseinheiten eines jeden Mitgliedes ent­
hält, von Interesse sein. Wichtig ist, daß diese Liste 
an einer für alle Mitglieder gut sichtbaren Stelle auf­
gehängt wird.

Auf die Notwendigkeit, den Genossenschaftsbauern 
das Statut zu erläutern, ist schon oft hingewiesen 
worden. Immer wieder habe ich bei der Teilnahme an 
Mitgliederversammlungen feststellen müssen, daß den 
LPG-Mitgliedern der Inhalt des Statuts nur wenig, 
manchmal auch gar nicht bekannt ist. Das ist auch 
einer der Gründe dafür, daß die Genossenschaftsbauern 
oft wenig Interesse an der Genossenschaftswirtschaft 
zeigen. Völlig falsch wäre es jedoch, das Statut an 
einem Abend vollständig zu erklären. Wir Staats­
anwälte im Kreis Bernburg haben die besten Erfah­
rungen damit gemacht, daß wir bei Teilnahme an Mit­
gliederversammlungen die jeweils dort behandelten 
Statutenverletzungen zum Anlaß für die Erklärung des 
Statuts benutzten. Im Zusammenhang mit dieser Sta­
tutenverletzung werden dann je nach Umfang zwei 
oder drei weitere Punkte des Statuts erläutert. Oft 
ergeben sich dann im Verlaufe der Versammlung wei­
tere Statutenverletzungen, die man sofort bereinigen 
sollte. Wenig, aber gründlich — das muß der Grund­
satz sein, wenn rrlan Erfolge erzielen will. Dabei ist es 
erforderlich, daß der Staatsanwalt, der an einer Mit­
gliederversammlung der LPG teilnimmt, die wichtig­
sten Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse aus dem 
Recht der LPG studiert haben muß. Zweckmäßig ist 
es, wenn er diese Materialien auch während der Mit­
gliederversammlung mit sich führt.

Die Teilnahme an Mitgliederversammlungen der LPG 
wird sich für den Staatsanwalt stets lohnen. Immer 
noch ist es notwendig, darauf hinzuweisen, daß nur 
die Mitgliederversammlung über bedeutsame Maßnah­
men entscheiden kann und daß sie das höchste Organ 
der LPG ist, nicht aber der LPG-Vorsitzende oder die 
Vorstandsmitglieder. Gerade diese Aufklärung weckt 
das Verständnis der LPG-Mitglieder dafür, daß es 
i h r e  LPG ist und sie ein Recht darauf haben, von 
jedem einzelnen Vorstandsmitglied Rechenschaft zu 
fordern. Noch verlassen sich fast ausnahmslos alle Ge­
nossenschaftsbauern zu sehr auf die Arbeit des Vor­
stands und des Buchhalters. Die Revisionskommissionen 
bestehen zwar, doch treten sie kaum in Aktion, weil 
sich ihre Mitglieder oft nicht Zutrauen, den Vorstand 
und den Buchhalter zu kontrollieren. Die Revisions­
kommissionen begnügen sich meist damit, einmal im 
Jahr eine — oft oberflächliche — Revision der Genos­
senschaft durchzuführen. An eine Revision der Buch­
haltung trauen sie sich schon gar nicht heran. Die not­
wendige Unterstützung von seiten des Rates des Krei­
ses und vom Buchhalter der MTS bleibt meistens aus.

Wenn der Staatsanwalt so etwas feststellt, ist es 
seine Pflicht, die betreffenden Stellen auf ihre Unter­
lassungssünde hinzuweisen. Einmal richtig angeleitet, 
werden auch die Genossenschaftsbauern erkennen, daß 
die Buchhaltung für sie kein Buch mit sieben Siegeln 
ist. Manche Revisionskommissionen wissen noch nicht, 
daß sie die Aufgabe haben, das gesamte Wirtschafts­
leben der Genossenschaft operativ zu kontrollieren und, 
wenn notwendig, auch Anleitung zu geben. Sie sind 
darauf hinzuweisen, daß sie unabhängig vom Vorstand 
arbeiten und für ihre Arbeit nur der Mitgliederver­
sammlung gegenüber verantwortlich sind. Sie müssen 
vor allen Dingen zur täglichen Kontrollarbeit angehal­
ten werden. Kontrolle bedeutet nicht, wie die meisten 
Revisionskommissionen meinen, einen bestimmtön 
Kontrolltag festzulegen, sondern Kontrolle bedeutet, 
täglich und stündlich Fehler erkennen, feststellen und 
beseitigen. Dort, wo die Revisionskommissionen sorg­
fältig arbeiten, wird sich auch die Arbeitsdisziplin 
heben.

Die Revisionskommission soll auch wissen, daß ihr 
der Buchhalter bei Verletzung des Finanzplanes Mittei­
lung zu machen hat. Die Verpflichtung des Buchhalters, 
auf die Planerfüllung Einfluß zu nehmen und dem 
Vorstand von auftretenden Schwierigkeiten recht­
zeitig zu berichten, bedeutet nicht, daß er befugt wäre, 
dem Vorstand der Genossenschaft Anweisungen zu 
geben; der Buchhalter erhält vielmehr seine Anwei­
sungen vom Vorstand der Genossenschaft. Wo der Ein­
druck entstehen sollte, daß der Buchhalter das Zepter 
führt, ist es angebracht, beim Rat des Kreises, Abt. 
LPG, eine Buchkontrolle durchführen zu lassen. Ich 
habe es erlebt, daß bei einem solchen Verhältnis der 
Buchhalter die Situation ausnutzte, sich ohne Beschluß 
der Mitgliederversammlung in den Listen der LPG 
als Mitglied führte, um so weniger SV-Beiträge abzu­
führen. Ferner schmuggelte er unter Stöße von Unter­
schriften auf seinen Namen lautende Ausgabescheine, 
um auf diese Art ihm nicht • zustehende Naturalien 
in Empfang zu nehmen.

Besonderes Augenmerk muß der Staatsanwalt auch 
auf die Bildung von Brigaden richten. Wenn das
25. Plenum des ZK der SED fordert, die Zahl der Mit­
glieder der Tierzuchtbrigaden zu erhöhen, so wird 
damit erneut eine Forderung unterstrichen, die den 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften be­
reits mit der Bekanntmachung des Beschlusses des 
Ministerrates über die Zustimmung zu den Maßnahmen 
und Empfehlungen der III. Konferenz der Vorsitzen­
den und Aktivisten der Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften vom 20. Januar 1955 (GBl. I 
S. 53) gestellt wurde. Diese garantiert Prämien, die 
bei richtiger Viehhaltung von allen Tierzuchtbrigaden 
erreicht werden können. Es ist notwendig, die einzelnen 
Prämienmöglichkeiten zu erläutern.

Oft wird über schlechte Arbeit der MTS geklagt. Die 
Genossenschaften machen jedoch noch nicht von der 
Möglichkeit Gebrauch, diese schlechten Arbeiten sofort 
nach Beendigung auf Grund des Mustervertrages 
zwischen LPG und MTS zu beanstanden. Damit leisten
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